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Wer stoppt diese
Chaostruppe?

Zwei Jahre DISSIDENTEN im Stadtrat
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Eine Misere ohne Ende                    S. 2-3 Die Katastrophe im Anmarsch        S. 4-5

Unfallhauptstadt Dresden               S. 6-7 Ziehen jetzt alle aufs Land?         S. 10-11 Kein Geld für Punkrock               S. 12-13

Tödlicher Verkehr -
Radfahren in Dresden

Wohnungsnot und
irre Mieten

Darum geht nichts 
voran im Stadtrat

Wie wir das Klima
 noch retten können

Förderung Freier 
Kultur? Fehlanzeige!
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RATHAUS RATHAUS

Stadtrat  im Patt
Der Stadtrat ist das „Hauptorgan 
der Gemeinde“, wie es im Gesetz 
heißt. Er beschließt die Stadtge-
setze („Satzungen“) und entschei-
det über alle wichtigen Fragen, für 
die die Landeshauptstadt Dresden 
das Selbstverwaltungsrecht hat. 
Dieses Recht gilt für alle Fragen 

der „örtlichen Gemeinschaft“, 
für die nicht die Gesetze Sach-
sens oder des Bundes gelten. Der 
Oberbürgermeister ist einerseits 
Chef der Verwaltung, andererseits 
muss er die Beschlüsse des Stadt-
rats ausführen.

Die CDU, früher stärkste Kraft in 
Dresden, wurde bei der Stadt-
ratswahl 2019 mit 18% nur zur 
zweitstärksten Fraktion gewählt 
Inzwischen sind zwei Stadträtin-
nen ausgetreten - nach rechts-
außen. Mit dem Überlaufen der 
erstinstanzlich wegen Untreue 
verurteilten ehemaligen Orts
amtsleiterin Daniela Walther zur 
AfD, wurden die Völkischen zur 
stärksten Kraft im rechten La-
ger. 
Die Loschwitzer Buchhändlerin 
Susanne Dagen, Propagandis-
tin des einflußreichen Rechts-
extremisten Kubitschek, sitzt 
bei den „Freien Wählern“.
Mit der neuen Vorsitzenden Hei-
ke Ahnert verweigert sich die 
CDU erstmals einer menschen-
würdigen Unterbringung von 

Geflüchteten. Eine fast zwangs-
läufige Entwicklung, denn die 
CDU scheitert seit Jahren, eine 
moderne Großstadtpolitik jen-
seits traditioneller Reflexe zu 
entwickeln. Inhaltlich ausge-
zehrt und kompromissunfähig 
lässt man sich von Autoholgers 
Parkplatzpartei FDP treiben.
Nach vier Jahren Dauerge-
zerre ist klar: Mit der rechten 
Seite des Stadtrats ist weder 
echter Klimaschutz, noch eine 
ehrgeizige Verkehrs- und Ener-
giewende, noch eine soziale 
Wohnungs- und Mieterinnen-
schutzpolitik zu machen! Der 
peinliche Poker um die Beset-
zung der Bürgermeisterposten 
erscheint als endgültiger Zerfall 
handlungsfähiger Mehrheiten.

Rechts-Drift im Rat

Linke, Grüne und SPD setzten bis 
2019 die Gründung der kommu-
nalen Wohnungsbaugesellschaft 
WID, eine bessere Ausstattung 
der Kultur und Jugendhilfe, die 
Wahl der Stadtbezirksbeiräte 
durch das Volk und Stadtbezirks-
budgets sowie Ansätze einer 
Verkehrswende durch. Im Stadt-
ratspatt zerfiel die Zusammen-
arbeit. Hauptziel der frustrierten 
„Linken“ war die Bekämpfung 
der Grünen, um wieder stärkste 
Kraft zu werden. 
Die Grünen, überraschend zur 
stärksten Fraktion gewählt, konn-
ten aufgrund ihrer strategischen 

Inkompetenz ihre 
Führungsrolle nie-
mals ausfüllen und 
ließen sich zwischen 
CDU und Linken zerrei-
ben. Die SPD agierte am ge-
schlossensten, wurde aber im 
Bürgermeister-Streit ausgeboo-
tet. 
Die DISSIDENTEN-Fraktion, 2021 
von den Ex-Grünen Michael 
Schmelich und Johannes Lich-
di, Pirat Martin Schulte-Wisser-
mann und PARTEI-Genossen 
Max Aschenbach gebildet, hat 
zuwenig Einfluss, um die Defizite 
auszugleichen.

Zerfall des 
linken Lagers

Seit der Wahl 2019 
gibt es ein Patt: Die 
rechte Seite aus AfD, 
CDU, Freien Wählern/
Bürgern und FDP hat 
genauso 35 Stimmen 
wie die linke Seite aus 
Grünen, Linken, SPD 
und DISSIDENTEN. 
Eine Mehrheit mit 36 

St im-
m e n 

k o m m t 
also nur 

mit dem OB 
oder lagerüber-

greifend zu Stande. 
Aber der OB steht im 
Zweifel auf der rech-
ten Seite. 
Für eine lagerüber-
greifende Mehrheits-
bildung tragen die 
jeweils stärksten de-
mokratischen Frakti-
onen die Verantwor-
tung, also die Grünen 
und die CDU.

Die gewählten Vertreter:innen in 
den Stadtbezirken sind empört. Ihre 
Gelder, mit denen sie Initiativen, 
Vereine und bürgerschaftliches En-
gagement in den Stadtteilen unter-
stützen, wurden auf Eis gelegt. 
Haushaltssperre nennt sich das In-
strument, mit dem in schöner Re-
gelmäßigkeit in Dresden der vom 
Stadtrat beschlossene Haushalt 
faktisch außer Kraft gesetzt wird.  Ist 
eine solche Sperre verhängt, dürfen 
nur noch gesetzliche Verpflichtun-
gen, begonnene Investitionen  oder 
Personalkosten ausgegeben wer-
den. Eine Haushaltssperre erlässt 
der jeweilige Finanzbürgermeister. 
Ist gerade keiner zur Hand, wie in 
Dresden, faktisch der Oberbürger-
meister. 
Die im Juni erlassene Sperre 
kommt nicht überraschend. Der 
Stadthaushalt für 23/24 wurde im 
Dezember von einer breiten Koaliti-
on aus Grünen, Linken, CDU, SPD 
und FDP beschlossen. Wenn soviel 
Interessen unter einen Hut gebracht 
werden müssen, wird der Haushalt 
schon mal gerne schön gerechnet. 
Nun haben die aktuelle Steuerschät-
zung, inflationsbedingte Mehrkos-
ten und Risiken bei der Unterbrin-
gung von geflüchteten Menschen  
das Wünsch-Dir-Was Kartenhaus 
des Rechts-Mitte-Links-Blocks ein-
stürzen lassen.   
Leidtragende sind vor allem diejeni-
ge, die keine so genannten Pflicht-
aufgaben erfüllen. Die Stadtbezirke 
gehören dazu, aber auch die Arbeit 
der Kinder- und Jugendbeauftrag-
ten. Auch sie wurde vorläufig aus-
gesetzt, obwohl die bereit gestellten 
Mittel angesichts eines Milliarden-
haushaltes echte Peanuts sind.
Die kleine DISSIDENTEN-Fraktion, 
die nicht am Zustandekommen des 
Stadthaushaltes beteiligt war, hat 
dagegen ihren Widerstand ange-
kündigt und einen Eilantrag in den 
Stadtrat eingebracht.

Ärger um 
Haushalts- 
sperre

Im Stadtrats-Patt mit 
OB-Rechtsdrall, unfähigen 

Grünen sowie Schwarzen in 
Rechtsdrift kommt progres-
sive Reformpolitk unter die 
Räder. Erfolge der Rot-Grün-
Roten Stadtratsmehrheit bis 
2019 werden verwässert oder 
rückabgewickelt. 

Die CDU blockiert unter 
Beihilfe der „Linken“ in 

wesentlichen Fragen des Kli-
maschutzes, der Verkehrs-
wende oder der Wohnungs- 
und Mietenpolitik. Neuerdings 
verschwenken die Schwarzen 
aus Angst vor der völkischen 
AfD weiter nach rechts. Und 
die Grünen? Sie verkaufen 
ihre Niederlagen als das prag-
matisch Alternativlose.

Fazit: Nur mit starken DIS-
SIDENTEN kann bei der 

Stadtratswahl 2024 eine wei-
tere Rechtsverschiebung der 
Stadtpolitik aufgehalten und 
eine Mehrheit des linken La-
gers mit einer schlüssigen 
ökologisch-soziale Reformpo-
litik erreicht werden!

Johannes Lichdi

Raus aus der 
Mittelmäßigkeit!

Meinung

WERBUNG

NACH
Schlag

 

Der Dissidenten 

Podcast

Die Dissidenten-Stadträte
berichten über das 

Geschehen im Stadtrat
 

Analytisch.
Prägnant.

Bissig.

Überall, wo es Podcasts gibt!

diss.news/podcast

Lähmung im größten demokratisch   gewählten Gremium der Stadt

Links                          
Grüne
+ SPD

+ Linke
+ Dissidenten

= 35 

Rechts
AfD
+ CDU
+ FDP
+ FW
+ Hannig*
= 35 

*
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Max Aschenbach und Dr. 
Martin Schulte-Wissermann, 
heute Mitglieder der Dissi-
denten Fraktion,  überrasch-
ten 2019 den Stadtrat mit 
dem Wunsch, den Klimanot-
stand für Dresden auszuru-
fen. Am Ende  beschlossen 
die Stadträtinnen „deutlich 
vor 2050“ Klimaneutralität er-
reichen zu wollen. „Natürlich 
reicht das hinten und vorne 
nicht!“, erklärt Schulte-Wis-
sermann. Deshalb sammelte 
die Bürgerinitiative „Dresden 
Zero“ in einem Bürgerbegeh-
ren 31.000 Unterschriften für 
das Ziel der Klimaneutrali-
tät bis 2035. Im Dezem-
ber 2022 beschloss der 
Stadtrat dem Bürger-

begehren zu folgen: Klimaneu-
tralität 2035 ist nun verbindli-
che Rechtslage!
Das ist auch überlebenswich-
tig. Unerträgliche Hitze und 
Dürre im Sommer. Bäume ver-
trocknen, Niedrigwasser in der 
Elbe. Die Prießnitz oder der 
Niedersedlitzer 
F l u t g r a b e n 
waren ohne 
W a s s e r . 
Seit Jahren 
sinkt der 
G r u n d -

wasserspiegel. Kinder kennen 
längst keine „Weiße Weih-
nacht“ mehr. Im Vergleich zur 
Messperiode 1960 - 1990 fehlt 
heute die Regenmenge von 
drei Monaten. Und die jährli-
che Durchschnittstemperatur 
stieg um satte 2 Grad Celsi-
us! Die sechs wärmsten Jahre 
liegen alle zwischen 2013 und 
2022. Die Wissenschaft hat ge-

klärt, dass die 
Verbrennung 
von Kohle, 
Öl und fossi-
lem Gas die 
Klimaerwär-
mung verur-
sacht. 
Ende der 
90er Jahre 

ersetzte Dresden das 
Kohlekraftwerk Nosse-
ner Brücke durch ein 
Gaskraftwerk: Der bis-
her größte Beitrag zum 
Klimaschutz. Seitdem 
stagnieren die klima-
schädlichen Treibhaus-
gasemissionen bei etwa 
10 t je Einwohner. Im 
Klartext: Seit 25 Jahren 
gibt es keine strategi-
schen Erfolge im Klima-
schutz. 
Für DISSIDENT Lichdi 
ist klar: „Mit der bis-
herigen Politik werden 
wir keine Klimaneutra-
lität bis 2035 erreichen. 
Wir brauchen radikalen   
Klimaschutz jetzt“!

Klimanotstand!
Maßnahmen gegen den Klimawandel

Die Stadträte Martin Schulte-Wissermann (34) und 
Max Aschenbach (29) riefen den Notstand aus

DRESDEN - Die Bereitstel-
lung von Strom und Wär-
me ist eine Schlüsselfrage 
für den Klimaschutz. Ener-
giewende meint die Um-
stellung auf Erneuerbare 
Energiequellen, 
besonders aus 
Windkraft, So-
larstrom oder 
mit grünem 
Strom betrie-
benen Wärme-
pumpen. Dres-
den könnte hier 
handeln. Denn die Sach-
senEnergie gehört der Lan-
deshauptstadt, also allen 
Dresdnerinnen und Dresd-
nern! 

OB Hilbert ist Vorsitzender 
des Aufsichtsrats, in dem 
die großen Fraktionen des 
Stadtrats Sitz und Stimme 
haben (Nicht die Dissiden-
ten). Bisher verbrennt die 

S a c h s e n -
E n e r g i e 
f o s s i l e s 
Erdgas im 
K r a f t w e r k 
N o s s e n e r 
Brücke und 
verursacht 
so knapp 

20% der klimaschädlichen 
Treibhausgasemissionen 
in Dresden. Sie muss einen 
mittleren zweistelligen Mil-
lionenbetrag für CO-2-Ver-

schmutzungsrechte ausge-
ben. Nur etwa 10% erzeugt 
sie aus Erneuerbaren. Da-
her hatte der Stadtrat das 
Unternehmen im November 
2020 beauftragt, bis zum 
31. Dezember 2021 einen 
Plan vorzulegen, wie sie 
bis 2035 Strom und Wärme 
ohne Treibhausgase (De-
karbonisierung) bereit stel-
len will. Diesen Plan gibt es 
bis heute nicht.
Doch das Unternehmen be-
schwichtigt: Sollte ab 2030 
genügend billiger grüner 
Wasserstoff zur Verfügung 
stehen, würde sie auch den 
im Kraftwerk Nossener Brü-
cke verbrennen.

Im fossilen Gefängnis
SachsenEnergie immer noch ohne Konzept!

SachsenEnergie - 
wann CO2 frei?

Auch in Dresden herrscht 
immer öfter Dürre. Umso 
wichtiger das wertvolle 
Nass aufzufangen.

Der Klimabeirat kommt!
Jeder Tropfen Wasser zählt

Der Klimawandel trifft alle 
Menschen immer fühl- und 
sichtbarer. Auch wenn es 
dieses Frühjahr mal wieder 
mehr regnete: Wer aufmerk-
sam durch die Stadt geht, 
dem fallen abgestorbene 
Bäume auf, vor allem Birken 
und Fichten. Eine der große 
Rotbuchen am Albertplatz 
ist schon gestorben und ge-
fällt. Dagegen kommen Ei-
chen und Ahorne besser zu 
Recht. Wasserrückhalt ist 
also das Gebot der Stunde! 
Dresden hat sich in Gestal-

tungsleitlinien zum Leitbild 
der „Schwammstadt“ be-
kannt: Jeder Tropfen Regen 
sollte auf dem Grundstück 
versickern und in Bäumen 
gespeichert werden. So kön-
nen sie dem Menschen Küh-
le und Schatten spenden.

Doch Baugrundstücke 
werden mit Tiefgaragen 
vollständig versiegelt. Da 
wächst kein großer Baum 
mehr! Beim „Hochwasser-
schutz“, in Forsten und der 
Landwirtschaft gilt immer 

noch das Prinzip: Schnell 
weg mit dem Wasser! 
Gewiß brauchen wir für 
Starkregen eine sichere 
Fassung und Ableitung, 
aber sonst muss das kost-
bare Wasser in der Stadt 
gehalten werden. Die Stadt 
hat eine Satzung in den 
Stadtrat eingebracht, die 
bei Neubauten begrünte Dä-
chern und Fassaden sowie 
Baumpflanzungen vorsieht 
- zum Wohle der Bewohner. 
Doch die politische Rechte 
sieht nur mehr Kosten.

Dresden muss Schwammstadt werden!
Anfang 2023 setzten die 
DISSIDENTEN eine zentra-
le Koordinierungsstelle für 
Klimaschutz am Tisch des 
OB sowie einen Klimabei-
rat aus Wissenschaft und 
Verbänden durch. Beides 
wurde rechtsverbindlich 
in der Haupsatzung veran-
kert, dem „Grundgesetz“ 
der Landeshauptstadt. 

Leitschnur der Arbeit 
ist nun das Ziel der Kli-
maneutralität 2035, die 
Dekarbonisierung der 

SachsenEnergie und der 
massive Ausbau von ÖPNV 
und Radwegen.

So werden die Voraus-
setzungen in der Stadt-
verwaltung geschaffen. 
Und der Klimabeirat sorgt 
dafür, dass Klimaschutz 
nicht mehr von der Tages-
ordnung rutscht und der 
gesellschaftliche Sachver-
stand zur Lösung dieser 
zentralen gesellschaftli-
chen Frage eingebunden 
wird.  

Klimakiller 
SachsenEnergie?

Neues Gremium für Klimaschutz

Kommentar von
Johannes Lichdi

Wie konnte sich Deutschland 
jahrzehntelang von den 

fossilen Energielieferungen des 
Kreml-Faschisten abhängig ma-
chen? Wer trägt eigentlich die 
Mitverantwortung für den russi-
schen Überfall auf die Ukraine? 
Auch Dresden und sein Ener-
gieunternehmen SachsenEner-
gie  (SE) tragen ein Scherflein 
Schuld. Denn der größte Teil 
des im Kraftwerk Nossener Brü-
cke verbrannten Erdgases, das 
die Dresdner Wohnstuben heizt, 
kam aus Sibirien. Und die Stadt 
hält immer noch Anteile des 
Leipziger Erdgas-Importeurs 
VNG.

Spätestens seit dem 22. Fe-
bruar 2022 müsste die SE 

endlich die Dekarbonisierung 
vorantreiben. Jetzt nicht mehr 
nur aus Gründen des Klima-
schutzes, sondern auch aus 
wirtschaftlichen und Gründen 
der Versorgungssicherheit. Aber 
selbst der Erdgas-Preis-Schock 
führt zu keinem Umdenken in 
Stadt und Unternehmen: „Raus 
aus (Putins) Gas“? - Kein Ziel 
der SachsenEnergie!

Das Unternehmen verspricht 
zwar Jahr für Jahr hohe In-

vestitionen in den Ausbau der 
Windkraft, die aber nie statt-
finden. Dresden leistet sich 
weiterhin ein Windenergieanla-
gen-Verbot. Stattdessen plant 
das Unternehmen eine teure 
Klärschlamm-Verbrennungsan-
lage. Und klebt das nette Etikett 
„Schließung der Stoffkreisläufe“ 
dran.

Fakt ist: Die SachsenEner-
gie setzt weiter auf das kli-

maschädliche Energiemodell, 
Stadtratsbeschlüsse hin oder 
her. Einen fossilen Bremser aber 
kann sich Dresden nicht leisten, 
wenn wir ernsthaft 2035 Klima-
neutralität erreichen wollen!
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Der Ausbau des Radverkehrs 
ist ein Schlüssel zur klima-
verträglichen Verkehrswende. 
Bisher können immer noch 
zu wenig Wege sicher und 
komfortabel mit dem Fahrrad 
zurückgelegt werden. Doch 
gerade in den Stadtteilen 
könnte das Rad seine strate-
gischen Vorteile ausspielen. 
Aber Radfahren ist in Dresden 
zu gefährlich. Erschreckend: 
zwischen 2019 und 2021 star-
ben sieben Menschen! 530 
Schwerverletze und 3.164 
Menschen mit leichteren Ver-
letzungen waren zu beklagen 
– trauriger Spitzenplatz in 
Deutschland!

Kein Wunder - Radwege en-
den im Nichts, Schutzstreifen 
sind zu schmal, Geschwindig-
keiten der Autos zu hoch, der 
Mindestabstand von 1,50m 
wird nicht eingehalten. Viel 
zu viele Autofahrerinnen hal-
ten Radfahrende immer noch 
für eine Behinderung ihres 
„Rechts“ auf „freie Fahrt“. 
Aber Grund ist auch die Ver-
achtung durch Verwaltung 
und Stadtrat: Immer noch 
werden neue Straßen mit 
vier oder mehr Autospuren 
geplant, aber Fahrradspu-
ren komplett vergessen. So 
geschehen auf der Bautzner 
Straße (Höhe Angelikastraße) 

und auf der Königsbrücker 
Landstraße.
Fahrradinfrastruktur ist aber 
wichtige Infrastruktur, wie 
eine Straße, eine Brücke 
oder ein Tunnel für Autos! 
Aktuell werden oft nur weiße 
Linien auf die Straße geklebt 
oder Radstreifen rot ausge-
malt. Aber wieso stellt so gut 
wie niemand Autospuren in 
Frage? Wieso brauchen Au-
tos vier Spuren auf der Caro-
labrücke? Wieso gibt es im-
mer noch keinen Radweg auf 
dem Blauen Wunder?
Die DISSIDENTEN fordern 
echte Radinfrastruktur. Die 
Anbindung der Elbbrücken 
an beide Elbradwege oder 
ein Radschnellweg nach 
Klotzsche sind naheliegen-
de Projekte. Ziel müsste es 
sein, endlich 20 € pro Jahr 
und Einwohner für Radinfra-
struktur auszugeben. Denn 
das ist allemal günstiger als 
in den Autoverkehr zu inves-
tieren.

 Warum ist Radfahren in  Dresden so gefährlich?
Radweg in den Tod DVB am Limit

Ausbaustopp!
DRESDEN - Nur 20% des Ver-
kehrs wird mit Bussen und 
Bahnen bewältigt. Mit großen 
Unterschieden: Liegt er im 
26er Ring über 50%, ist er wei-
ter außen deutlich schlech-
ter. Hier fährt man mit dem 
Auto schneller. Der Kunde 
wird derzeit durch zahlreiche 
Baumaßnahmen genervt, mit 
denen der Gleisachsabstand 
für die neuen Straßenbahnen 
erweitert wird. Lichtblick: die 
Stadt beseitigt auch Staustel-
len für die Bahnen (Tolkewit-
zer Straße, Altcotta).

Der Stadrat hatte 2010 frakti-
onsübergreifend das Projekt 
„Stadtbahn 2020“ beschlos-
sen - 13 Jahre später ist davon 
fast nichts zu sehen! Es geht 
um den Neubau einer „Cam-
puslinie“ von der Haltestelle 

Tharandter Straße über die 
Nossener Brücke, Nürnberger 
Straße und den Zelleschen 
Weg bis zum Haltepunkt 
Strehlen. Sie würde die Uni-
versität mit vielen Fahrgästen 
bestens erschließen. Die Ver-
waltung verspricht jetzt für 
2027 den Baubeginn.

Die Rot-Grün-Rote Stadtrats-
mehrheit beschloss 2019 mit 
den Stimmen der CDU den 
Anteil des ÖPNV in Dresden 
bis 2030 auf 25 bis 30% zu 
erhöhen. Die Dresdner Ver-
kehrsbetriebe erarbeiteten mit 
der „Produktstrategie“ einen 
hervorragenen Plan: Für jede 
Ausbaumaßnahme schätzte 
sie die Vermeidung von Treib-
hausgasen, die Erhöhung des 
ÖV-Anteils sowie die Kosten 
ab. Der Plan in kurz: Parkpri-

vilegien der Autofahrer müs-
sen reduziert, Bahnen öfters 
fahren und neue Strecken in 
Betrieb genommen werden.

Leider ist dieser Plan bei den 
anderen Fraktionen in der 
Rundablage gelandet. Der 
Neubau einer Straßenbahn 
zwischen Johannstadt und 
Plauen ist auf unbestimmte 
Zeit verschoben. Ein Bau der 
S-Bahn-Stationen Albertstadt 
und Strehlener Platz ist nicht 
absehbar. Grüne, CDU, Linke, 
SPD und FDP haben im Stadt-
haushalt 2023/24 die Buslinie 
Südwest gerade nicht finan-
ziert. Für DISSIDENT Lichdi 
ein „einziges Trauerspiel, wie 
ÖPNV-Ausbau und Verkehrs-
wende still, heimlich und leise 
beerdigt werden!“

Seit Jahren erleben wir einen erschre-
ckenden Kampf in unser Stadt und 

unserem Land! Ein Kampf gegen die 
Autofahrer. Unter dem Deckmantel die-
ses „Klimawandels“ versuchen Grüne 
Ideologen das wichtigste Fortbewe-
gungsmittel der Menschheit zu diskre-
ditieren und in die Schmuddelecke zu 
stellen: Unsere Autos. Parkplätze wer-
den dem sogenannten „Radverkehr“ ge-
opfert und dann wundert man sich, dass 
Radfahrer überfahren werden. Das ist 
doch bekloppt! 

Arg! Man zwingt uns Autofahrer ewig 
nach einem – man muss ja mittler-

weile sagen „vom Austerben bedrohten“ 

- Parkplatz zu suchen und dann wundert 
man sich, dass der müde und zornige 
Autofahrer auch mal ein Opfer fordert. 
Autofahren bedeutet Freiheit und die 
fordert immer ihre Opfer!

Und wenn wir mal die ideologischen 
Scheuklappen absetzen, dann sieht 

man doch eines ganz klar: Leute ohne 
Auto sind entweder  ideologische Spin-
ner, arme Penner oder keine Sachsen! 
Wir Sachsen wissen das, wir haben 
Benzin im Blut.

Dafür fahre ich für Sie mit meinem 
guten Amarok. Brumm, Brumm
Ihr Holger Zastrow

Zastrow
erzählt

was 
vom
Auto

Elektroladesäule 
am Pirnaischen Platz

Die Emissionen des Verkehrs 
verursachen etwa ein Drittel aller 
Treibhausgase. Und zu vier Fünf-
teln werden sie vom Autoverkehr 
verursacht, genauer durch die 
Verbrennung von Benzin oder 
Diesel. Jetzt hat die EU beschlos-
sen, ab 2035 keine Verbrenner-
motoren mehr zuzulassen. Der 
Anteil der Elektrofahrzeuge dürf-

te daher bald stark ansteigen. 
Vorteilhaft für das Klima ist das 
nur, wenn der Strom aus Wind 
& Sonne kommt. Elektroautos 
vermeiden wesentlich Abgase, 
Feinstaub und Lärm. Doch der 
Platzbedarf in der Stadt bleibt 
derselbe - mit all den Nachteilen 
für Fuß- und Radwege, Aufent-
haltsqualität und ÖPNV.

Der Zustand so mancher Fußwe-
ge ist einer Landeshauptstadt nicht 
würdig. Zu diesem Schluss kommt 
Stadtrat Michael Schmelich (DIS-
SIDENTEN) der insbesondere 
mangelnde Barrierefreiheit vieler 
maroder Fußwege kritisiert.  „Der 
Ausbau rollstuhlgerechter Halte-
stellen der Verkehrsbetriebe lässt 

ebenfalls nach wie vor zu wün-
schen übrig. Die DVB hinkt hinter 
ihren eigenen Vorstellungen her.“  
Ferner merkt Schmelich an: „Im 
nächsten Jahr sind Kommunal- 
und Europawahlen. Leider sind 
immer noch viele Wahllokale nicht 
barrierefrei zugänglich.

Ganz und gar nicht barrierefrei !

Menschen im 
Rollstuhl haben es 
schwer in Dresden

Sind Elektroautos wirklich die Lösung?Straßen sind für Menschen 
da - nicht für Autos! 
Die DISSIDENTEN wollen 
„Spielstraßen auf Zeit“: An-
wohner sollen in Wohnstra-
ßen unbürokratisch die 
Straße vor ihrem Haus bu-
chen können, etwa für Kin-
dergeburtstage oder einen 
Sportnachmittag. Die Stadt 
soll ihre Sondernutzungs-

satzung für Straßen entspre-
chend ändern. Da möchte 
niemand offen dagegen 
sein, aber der Einwand der 
Stadtverwaltung lautet: Die 
Absperrungen müssten von 
Profis aufgebaut werden 
und kosten zu viel. „Soll hier 
eine gute Idee zerredet wer-
den?“, argwöhnt DISSIDENT 
Schulte-Wissermann.

Spielstra ßen  
auf Zeit!

Antrag im   Stadtrat
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Autofahrer regen sich gerne 
über hohe Parkgebühren auf. 
Dabei wurden sie in Dresden 
zwischen 2003 und 2022 über-
haupt nicht erhöht und sind in 
Dresden immer noch niedriger 
als in der Leipziger Innenstadt. 
Dagegen wurden die Fahrschei-
ne für Bahn und Bus immer 
teurer. In bestimmten Gebieten 
erhebt die Stadt für die Reser-
vierung von Parkplätzen für 
Bewohnerinnen  Jahresgebüh-
ren, bisher 30 € also schlappe 
8 Cent am Tag. Bei Beachtung 

des „wirtschaftlichen Werts“ 
wären es in der Innenstadt 800€ 
jährlich! 
Selbst OB Hilbert schlug vor, die 
Gebühren auf durchschnittlich 
180 € zu erhöhen, um die De-
fizite der Dresdner Verkehrsbe-
triebe auszugleichen. „Leider 
verhindert der fossile Rechts-
block unter Einschluss der Lin-
ken diese wichtige Reform“, 
beklagt DISSIDENT Lichdi. Be-
deutet: „Wir alle zahlen drauf, 
damit Autofahrerinnen fast für 
umme parken dürfen!“           JL

So billig ist
Parken 
wirklich!

Parkgebühren

Martin Schulte-Wissermann findet 
die Situation zum Haare raufen
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Steffen Prößdorf (https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Holger_Zastrow_by_Stepro_IMG_1555_LR50.jpg), „Holger Zastrow by Stepro IMG 1555 LR50“,  Montage, https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/legalcode



Fernsehturm
20 Mio. Euro für ein Stück 
Eierschecke im Nirgendwo. 

Die Heide 
Illegale Wald-Brandstifter 
und Raver der Gefahrenstufe 5.

Loschwitz
Rostige Brücke ohne Brückenmaut
und Radwege, aber dafür Verkehrschaos.

Weißer Hirsch 
DAS „Elendsviertel“

Dresdner Norden
Hier subventionieren wir die schmutzige 

Herstellung von Chips. Lecker.

Leuben 
Baden Verboten, aber nur 

wenn jemand guckt.Prohlis
Das gehört (bald nicht mehr) 

alles Vonovia

Plauen
Finde die Linie 5. Hier fährt 

schonmal keine Straßenbahn.

Altstadt
Barockes Disneyland am Neumarkt, 

mittendrin das Dissidentenbüro (Rathaus).

Südpark
Hier soll dereinst (‘33) die BuGa wachsen. 

Gorbitz
Hier stehen wirklich viele, 

schöne, große Bäume.

Pieschen
Je nachdem, wen man fragt, gibt es hier

bald (k)eine Auto(Brücke)/Fähre (mehr?).

Oberwartha 
War mal dort. Bald nur noch 

ein kaputtes Pumpspeicherwerk.

Alter Leipziger Bahnhof
Kultur & Wohnen statt Globus & Parken, 

wenn es der Stadtrat nicht wieder verkackt.

Friedrichstadt
Bald so „schön“ wie in der Neustadt?

Waldschlösschenbrücke 
Schwarzbau. Wegen „Hufi“ Tempo 30 – 

und das ist auch gut so.

Neustadt
Hier könnte man richtig leckere Soja-

Latte genießen, wenn nicht die Assis am 
Eck so viel Lärm machen würden.

Hammerweg
Hier inhaftiert die DVB ihre Schwarzfahrer 

neben tatsächlichen Straftätern.

Schönfeld-Weißig 
Ist zumeist sehr braun, 
aber oft auch korrupt.

Dresden.Dresden.
Das bunte
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DRESDEN - Trotz eines Be-
schlusses des Stadtrates, 
mit dem die Sachsen Ener-
gie aufgefordert wurde, 
mindestens bis Ende 2024 
auf Energiesperren säumi-
ger Zahler zu verzichten, 
schert sich das mehrheit-
lich der Stadt Dresden 
gehörende Unternehmen 
nicht um diese Entschei-
dung. In einer Antwort auf 

eine schriftliche Anfrage 
von Stadtrat Johannes 
Lichdi (DISSIDENTEN) 
räumt das Unternehmen 
ein, im vergangenen Jahr 
insgesamt 113 Kunden den 
Saft abgedreht zu haben. 
Es ist empörend, dass Dirk 
Hilbert als Aufsichtsrats-
vorsitzender die Beschlüs-
se des Stadtrates unter-
läuft.

Der Wohnungskonzern Von-
ovia, dem in Dresden eine 
Vielzahl an Wohnungen ge-
hört, möchte der städtischen 
Wohnungsgesellschaft WID 
3000 Wohnungen verkaufen. 
Eine gute Sache, die die DIS-
SIDENTEN schon mit ihrem 
ersten Antrag im Mai 2021 
beantragt hatten. Doch die 

DISSIDENTEN wollen einen 
Schritt weiter gehen: Häuser 
sollen auch Mietergemein-
schaften zum Kauf angebo-
ten werden, etwa nach dem 
Modell des Freiburger Miets-
häusersyndikats. Danach ist 
Hauseigentümer eine GmbH 
mit zwei Gesellschaftern, die 
je 50% halten, und zwar das 

Mietshäusersyndikat sowie 
die Gemeinschaft der Miete-
rinnen und Mieter. Nach An-
sicht der Dissidenten ist nur 
dann langfristig bezahlbarer 
Wohnraum zu sichern, wenn 
Wohnungen nicht den Profit
interessen des Marktes un-
terworfen werden.

Trotz Verbot vom Stadtrat
Energieversorger 
dreht Strom ab!

Mietshäusersyndikate 

Die Häuser denen, die drin wohnen!

Das Mietshaussyndikat 
Koko3 am Konkordienplatz

Geht es nach der Frakti-
on der DISSIDENTEN im 
Dresdner Rathaus darf 
„Demokratie nicht an der 
Wohnungstür enden.“ 
Deshalb sollen überall 
Mieter:innenbeiräte einge-
richtet werden. Allerdings 
fehlt dafür gegenwärtig 
eine verbindliche Rechts-
grundlage. So soll die 
stadteigene WID (Wohnen 
in Dresden) mit gutem Bei-
spiel voran gehen. Nach 
dem Vorbild anderer Städ-
te (z.B. Berlin) sollen Mie-

ter:innen eigene Interes-
senvertretungen wählen 
dürfen, die z.B. in Fragen 
der Wohnumfeldgestal-
tung, bei Sanierungsvor-
haben oder in Fragen der 
Mietnebenkosten Mitwir-
kungsrechte erhalten sol-
len. 
Sie sollen grundsätzlich 
für ihre konkrete Haus-
gemeinschaft zuständig 
sein. Im Stadtrat wurde 
das Anliegen allerdings 
mal wieder vertagt.

„Ich kenne 
Kommilitonin-
nen, die geben 
fast ihr gesam-
tes BAföG für 
die Miete aus.“
Anne H. (25)

„Müsste ich 
ausziehen, 
fände ich nur 
in Prohlis eine 
Wohnung die 
ich mir leisten 
könnte.“
Holger W. (47)

„Der neue 
Eigentümer-
will mich raus 
haben. Dabei 
wohne ich 
schon 30 Jah-
re hier.“
Irmgard G. (82) 

Mehr Mitbestimmung 
im Mietshaus!

Mieter:innenbeiräte

In den letzten Jahren sind 
die Mieten für neue Wohnun-
gen oder Neuvermietungen 
stark gestiegen. Um eine 
Verdrängung alteingesesse-
ner Mieterinnen und Mieter 
durch Luxussanierungen 
zu verhindern, erlaubt das 
Baugesetzbuch den Städten 
soziale Erhaltungssatzun-
gen („Milieuschutzsatzung“) 
zu erlassen. Die vorhande-
ne öffentliche Infrastruktur 
soll durch die Verdrängung 
bestimmter Einkommens-
schichten nicht entwertet 
werden. Die Milieuschutzsat-

zung ist ein seit Jahren er-
probtes Instrument, das etwa 
in Leipzig eingeführt wurde. 
Änderungen an Wohnungs-
gebäuden müssen dann von 
der Stadt genehmigt werden, 
die so Luxussanierungen 
verbieten kann. Die Stadt 
darf auch ein Vorkaufsrecht 
zu ihren Gunsten einführen.
Die Stadtverwaltung hatte 
schon im Wohnkonzept von 
2019 versprochen, Milieu-
schutz zu prüfen, aber nichts 
unternommen. 
DISSIDENTEN und SPD be-
antragten die Stadt möge 

die Aufstellung sozialer Er-
haltungssatzungen für Pies-
chen, den Hecht, Neustadt 
- Ost, die Albertstadt, Löb-
tau-Nord, Friedrichstadt und 
Altstadt-West beschließen.  
Der Antrag wurde schließlich 
im Stadtrat von der Rechten 
und der Fraktion Die Linke 
abgelehnt, dafür stimmten 
neben den Antragstellern 
nur die Grünen.  Entschlos-
sene Mieterschutzpolitik 
scheint bei dieser Zusam-
mensetzung des Stadtrats 
eben nicht durchsetzbar.

Milieuschutzsatzung gegen 
Mietpreisexplosion

Stimmen zur 
Wohnsituation

Explodierende Mieten, lange 
Schlangen bei Wohnungsbe-
sichtigungen, drastisch stei-
gende Nebenkosten, kaum 
neue Sozialwohnungen. 
Das Bild vom sogenannten 
Wohnungsmarkt ist in fast 
allen Städten düster.  Die 
großspurigen Versprechun-
gen der Bundesregierung, 
in diesem Jahr 400.000 neue 
Wohnungen auf den Weg zu 
bringen, erweisen sich als 
Rohrkrepierer. In ihrer Ver-
zweiflung ruft Bundesbaumi-
nisterin Klara Geywitz (SPD) 
schon zur kollektiven Land-
flucht der gebeutelten Städ-
ter auf!
In Dresden sieht es nicht 
besser aus.  Die Pläne der 
städtischen Gesellschaft 
WID (Wohnen in Dresden) 
800-1200 Wohnungen bis 
2024 zu bauen, rücken in 
weite Ferne.  Die Gründe 
für die Misere sind vielfäl-

tig. Explodierende Bau- und 
Grundstückspreise, Fach-
kräftemangel, schwerfällige 
Genehmigungsbürokratie, 
drastische Zinsanstiege und 
fehlende Baumaterialien ha-
ben viele ehrgeizige Pläne 
und Ziele zerschossen.
Nach 1990 haben CDU und 
FDP die reichlich vorhan-
denen kommunalen Grund-
stücke verramscht, mit der 
fatalen Folge, dass die Stadt 
so gut wie keine Baugrund-
stücke mehr besitzt. Zu-
dem lastet auf Dresden das 
schwere Erbe des Verkaufs 
der kommunalen WOBA 
von 2005. Die Stadt 
konnte zwar nach 
dem Versilbern 
aller Wohnun-
gen ihre 
Schulden 
b e z a h -
len. Zu-
gleich hat 

sie aber jeden Einfluss auf 
das Wohnungsangebot aus 
der Hand gegeben. Hinzu 
kommt: Die vereinbarten 
Belegungsrechte für ca. 
10.000 mietpreisgebunde-
ne Wohnungen bei der heu-
tigen Vonovia laufen 2036 
aus. Dann werden zusätzlich 
Wohnungen für die ca 40.000 
sozialmietenberechtigten 
Dresdner Haushalte fehlen!
Um gegenzusteuern hat Rot-
Grün-Rot 2017 die städti-
sche Wohnungsgesellschaft 
WID neu gegründet. Doch 
der WID fehlt das mit lang-

fristigen Mieteinnahmen 
aufgebaute Eigenkapital, 

das jetzt für eine Finan-
zierung des Woh-

n u n g s n e u b a u s 
benötigt würde.  

„Das Modell der 
Stadt, der WID 

lediglich die 
G r u n d s t ü -

cke als Mitgift auf den Weg 
zu geben und sonst kein 
Eigenkapital zuzuschießen, 
ist gescheitert,“ sagt DISSI-
DENT Michael Schmelich. 
„Die konservativ dominierte 
Haushaltsmehrheit aus CDU, 
FDP, GRÜNEN, SPD und LIN-
KEN hat in dieser Frage auch 
beim aktuellen Doppelhaus-
halt versagt.“ Die Folge: Alle 
Neubauprojekte sind mo-
mentan auf Eis gelegt. 
Immerhin hatte der Stadtrat 
auf Antrag der DISSIDEN-
TEN-Fraktion im vergan-
genen Jahr beschlossen, 
der VONOVIA etwa 3000 
Wohnungen abzukaufen. 
Ein Bündnis verschiedener 
Mieterinitiativen fordert mit 
einer Petition, dieses Vorha-
ben auf alle von der Vonovia 
angebotenen 6000 Wohnun-
gen auszuweiten. Eine Ent-
scheidung fällt im Herbst.

Keine Stadt für alle:
Wohnungspolitik 
in der Sackgasse?

Soziales Wohnen in Dresden
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Michael Schmelich über 
die desolateWohnsituation

Foto: D
issidenten Fraktion
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Gammelig,
teuer,
eng
Der Mangel an Proberäu-
men ist in Dresden schon 
lange ein wachsendes 
Problem. Die stinkenden 
und oft viel zu lauten Mu-
sikschaffenden möchte 
schließlich kaum jemand 
in der Nähe haben. An 
den Rand in irgendwelche 
halbzerfallenen Indus
triebrachen gedrängt oder 
gar ins feuchte Kellerloch 
gesperrt, lässt man diesen 
gesellschaftlichen Ab-
schaum nur auf die Stra-
ße, wenn sie einem für viel 
zu wenig Geld Bierchen 
und Canapé versüßen. 
Doch werden die drolligen 

Singvögel zunehmend 
von der Gesellschaft aus 
ihren Lebensräumen ver-
drängt. Die einen müssen 
der nächsten Yuppi-Bu-
de weichen, andere fielen 
der Müllverbrennungsan-
lage zum Opfer und man-
che waren schlichtweg zu 
laut. So etwas gehört sich 
schließlich nicht. Also 
weg damit! Wie passend 
ist es daher, dass man die 
wenigen kaum sanierten 
Räume mittlerweile teurer 
vermieten kann als eine 
Wohnung. Selbst schuld, 
hätten die mal was An-
ständiges gelernt.

Fehlende Proberäume

Andreas Schwock, Musiker

Elendsviertel „Weißer Hirsch“
Dauerstreitpunkt in Dres-
den ist die Straßenmusik. 
Seit 15 Jahren wird im 
Stadtrat darüber gestrit-
ten, welche Regeln für 
Musikanten gelten sol-
len. Dabei scheint eine 
Mehrheit, sieht man von 
der AfD ab, anzuerken-
nen, dass Straßenmusik 
besonders im Sommer 
„einfach dazu gehört“, 
wie es CDU Stadtrat Dr. 
Brauns im Stadtrat aus-
drückte. Über das Wie 
herrscht allerdings Un-
einigkeit. Während Ver-
waltung und der rechte 
Teil des Stadtrates nach 
weitreichenden Regulie-
rungen in Bezug auf Laut-
stärke und Standortwahl 
rufen, steht der linke Teil 

des Stadtrates inkl. FDP 
eher für liberale und groß-
zügige Regelungen. Die 
letzte vom Stadtrat getrof-
fene hielt allerdings der 
rechtlichen Prüfung nicht 
stand. Der Schallpegel 
der Straßenmusik sollte 
begrenzt werden. Aller-
dings vergaß die Mehrheit 
des Stadtrates hierzu ge-
nauere Festlegungen zu 
treffen. Man schrieb le-
diglich einen Schallpegel 
von 80dB fest, ohne zu sa-
gen, in welchem Abstand 
von den Musikern der zu 
messen sei. Kein Wunder, 
dass die Landesdirektion 
diesen Beschluss im Mai 
2023 kassierte. Nun muss 
der Stadtrat sich des The-
mas erneut annehmen. 

So ein Krach!

Straßenmusik

Freie Szene

Wann wird das Budget für die 
„freie Szene“ in Dresden endlich 
auf ein erträgliches Niveau ange-
hoben? Während z.B. Leipzig 10 
Millionen Euro für die Förderung 
der freien Kultur bereitstellt, sind 
in Dresden € 4 Mio. schon hart er-
kämpft. Und dies, obwohl bereits 
2018 im Strategiepapier „Fair in 
Dresden 2025“ eine notwendige 
Aufstockung um 35% vom Kultur-
amt ermittelt wurde. Und so fragte 

das Netzwerk Kultur, wann die 
selbstproklamierten Ziele denn 
erreicht würden. Und stieß auf be-
redtes Schweigen. Der Oberbür-
germeister sei Schuld, so konnte 
man es vernehmen, als sei nicht 
der Stadtrat Herr über den Haus-
halt. Für den Geschäftsbereich 
Kultur gebe es halt nicht mehr, 
wich man aus, als wäre es nicht 
in der Hand des Stadtrats, z.B. 
weniger für opulente Sportpaläs-

te oder irrwitzige Fernsehtürme 
auszugeben. 
Als dann die Stimmung der Kul-
turvertreter sichtlich litt, mitunter 
gar ein wenig ungehalten wurde 
– wer kann es ihnen verübeln – 
wurden sie zum Glück schnell 
zurecht gewiesen: „Das ist jetzt 
doch alles zu negativ geworden!“ 
klagte man und stellte somit eilig 
klar, dass man immer schön nett 
zu denen sein muss, die über‘s 

Geld entscheiden. Auch wenn 
die nicht mal das leere Verspre-
chen abgeben, ihr leeren Ver-
sprechen zu erfüllen. Denn soviel 
ist klar: Für Kunst und Kultur hat 
man in der Kunst- und Kulturstadt 
nichtmal soviel übrig, wie man 
zu Recht für nötig erachtet. Das 
Netzwerk Kultur lächelte artig, be-
dankte sich und wird sich hüten, 
die Kulturpolitiker jeglicher Par-
tei-Couleur zu verärgern.

Opernbälle, Hochkultur...
...aber kein Geld für Freie Szene!

Kulturkritiker Aschenbach (27) 
fordert mehr Geld für Freie Kultur

Egal ob Elbhangfest, Hecht-
fest oder BRN: In Dresden 
sterben die Stadtfeste – oder 
besser werden gestorben. 
Denn auch wenn zunehmen-
de Professionalisierung die 
Kosten in die Höhe trieben, 
ist es letztlich die Stadtver-
waltung, die den Festen den 
Garaus macht. Mit immer 
neuen Auflagen und Sicher-
heitsanforderungen macht 
sie die – zumeist von Ver-
einen oder wie im Fall der 
Neustadt von den Anwoh-
ner:innen getragenen – Fes-
te unmöglich. 
Aber was hat die Verwaltung 
gegen das Feiern? Neben 
der institutionsimmanenten 

Ordnungsliebe und der damit 
einhergehenden Abneigung 
gegen alles Lebendige ist es 
ein schlichter Umstand: Die 
Dresdner Stadtverwaltung 
ist auf die 
u n s i n n i g e 
Idee gekom-
men, Stadt-
feste so zu 
behandeln, 
als wären 
sie kom-
m e r z i e l l e 
Großveran-
staltungen, 
wie etwa ein 
Konzert. 
Oder das 
von vorn-

herein so konzipierte 
Fressbudenspektakel „Can-
naletto“. Ein Veranstalter, 
der ein paar tausend Ein-
trittskarten verkauft, kann 

Kosten auf die Ti-
cketpreise drauf-
schlagen. Ein loser 
Haufen lokaler  Ge-
werbetreibender 
kann das schwer-
lich. Und stehen 
gar keine kom-
merziellen Inter-
essen hinter den 
Veranstaltungen, 
weil sie von Verei-
nen und Gruppen 
auf Basis freiwilli-
gen Engagements 

durchgeführt werden, ist die 
Erfüllung der Auflagen nahe-
zu unmöglich. Wer das Glück 
hat, ein bisschen Fördergeld 
abzugreifen, muss Securitys 
bezahlen und Künstler dür-
fen von einer angemesse-
nen Gage auch weiterhin nur 
träumen. 
So sterben die Dresdner 
Feste, weil die Verwaltung 
sich schon lang von allem 
Lebendigen verabschiedet 
hat und unfähig ist, eigene 
Fehler zu erkennen, zuzuge-
ben oder gar zu korrigieren 
und ihrer Verantwortung für 
die öffentliche Sicherheit, 
nachkommt. Das wäre näm-
lich ihre Aufgabe.

„BRN von unten!“
Da war die Welt noch
in Ordnung (1991)

Der Verwaltung ein Dorn im Auge: 
Die Bunte Republik Neustadt

Großes Feste-Sterben in Dresden

Ausgefeiert!
Keine BRN
Kein Hechtfest
Kein Elbhangfest

Der Stadtrat verurteil-
te Anfang März 2022 den 
russischen Überfall auf 
die Ukraine, forderte den 
Rückzug der russischen 
Truppen und solidarisier-
te sich mit den protestie-
renden Bürgerinnen und 
Bürgern der Partnerstadt 
St. Petersburg. Dagegen 
beantragte die „Partei 
Russlands“ (Olaf Scholz), 
die AfD, die Städtepartner-
schaft „schnellstmöglich 
wieder zu intensivieren“. 
Für DISSIDENT Lichdi ein 
Skandal: „Die Untaten 
ihres russischen Gesin-
nungsfreundes hebt die 
AfD nicht an!“ Spätestens 
seitdem Petersburg „Part-
nerstadt“ des von den 
Russen brutal zerstörten 
Mariupols wurde, sind of-
fizielle Kontakte unvor-

stellbar. Bleibt zu hoffen, 
dass in einem freien Russ-
land eine echte Partner-
schaft mit den Menschen 
St. Petersburgs aufgebaut 
werden kann!
Der Stadtrat beauftragte 
auf Vorschlag der DIS-
SIDENTEN den OB, eine 
Stadt vorzuschlagen, „mit 
der eine längerfristige 
Partnerschaft  vereinbart 
werden kann.“ Ende April 
2023 beschloß er, Dresden 
solle mit der französischen 
Partnerstadt Straßburg 
und der Landeshauptstadt 
Stuttgart eine „Solidari-
tätspartnerschaft“ mit der 
Stadt Chmelnyzkyj in der 
Westukraine begründen. 
Alle Bürgerinnen und Bür-
ger Dresdens sind aufge-
rufen, diese Partnerschaft 
mit Leben zu erfüllen.

Chmelnyzkyj
statt Putinsburg!

Sozialer Härtefall

In den Dresdner Stadtteilen 
sollen flächendeckend Kultur- 
und Nachbarschaftszentren 
entstehen? Darüber diskutiert 
der Stadtrat seit Jahren und 
nicht nur der. Zwischen Kul-
turamt und Sozialamt, beides 
Ressorts, die von LINKEN 
Bürgermeister:innen geführt 
werden, ist über die Ausrich-
tung dieser Zentren ein Streit 
entbrannt. 
Während Sozialbürgermeis-
terin Kris Kaufmann sie als 
Möglichkeit begreift, die Inf-
rastruktur in benachteiligten 
Stadtteilen zu verbessern, will 

Kulturbürgermeisterin Anneka-
trin Klepsch generell die kultu-
relle Infrastruktur in allen Stadt-
teilen verbessern.
In dieses Bild passt, dass in die 
Prioritätenliste für solche Nach-
barschaftszentren der Chinesi-
sche Pavillon in Bühlau klamm-
heimlich aufgenommen wurde, 
obwohl eine Analyse den Be-
darf eher in anderen Stadttei-
len verortet. Für Stadtrat Max 
Aschenbach (Die PARTEI) ein 
klarer Fall: „Endlich hat die Ver-
waltung erkannt, dass es sich 
beim „Weißen Hirsch“ um ein 
Elendsviertel handelt.“
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Ich wurde als „Experte in eigener 
Sache“ von den DISSIDENTEN 
in den Beirat für Menschen mit 
Behinderung entsandt. 
Dort kümmere ich mich um Bar-
rierefreiheit. Ich will das alle In-
formationen der Stadt in leichter 
Sprache verfügbar sind.

Im März kamen zwei Pira-
tinnen, Anne Herpertz und 
Stephanie Henkel, mit einem 
Antrag zu unserer Fraktion, 
die Badeordnung der städ-
tischen Dresdner Bäder an-
zupassen. Diese schrieb vor, 
dass weibliche Brüste beim 
Baden bedeckt sein mussten 
und lediglich zum Sonnen im 
Freibad das Oberteil gelüftet 
werden durfte. 
Eine Regelung, so verstaubt 
und prüde, dass die DISSI-
DENTEN den Antrag sehr 
gern am 21. März eingereicht 
haben. 
Denn wer im Jahr 2023 immer 

noch Brüste sexualisiert und 
an binären Geschlechterrol-
len festhält, lebt im gestern.
Doch kaum hatte die Frakti-
on den Antrag eingereicht, 
änderte die Dresdner Bäder 
GmbH Anfang Mai selbst die 
Badeordnung. 
Da anscheinend die Nach-
frage „oben ohne“ zu ba-
den nach unserem Antrag 
so groß war, hat die Bäder 
GmbH direkt Tatsachen ge-
schaffen. So musste der An-
trag nicht einmal im Stadtrat 
abgestimmt werden. Ein vol-
ler Erfolg. So einfach könnte 
Politik immer sein!

Oben? 
Ohne!

Transparente Verwaltung

Am 1. Januar 2023 hat 
der Freistaat Sachsen das 
Transparenzgesetz für die 
Landesverwaltung und - un-
ternehmen in Kraft gesetzt. 
Die Städte können beschlie-
ßen, dass das Gesetz auch 
für sie gelten soll. Genau 
das beantragen die DISSI-
DENTEN. Die Antwort der 
Stadtverwaltung direkt aus 
den Untiefen des Obrig-
keitsstaats:

Wollnwer ni, is zu viel Oar-
beid!
Und setzt noch einen drauf: 
Der sog. „Verfassungs-
schutz“ warne vor „Spiona-
ge“, insbesondere „zur kri-
tischen Infrastruktur“ (kein 
Witz!). Wer also wissen will, 
warum etwa die Sachsen
Energie keine Dekarbonisie-
rung will oder was die Stadt 
bei der Schulsanierung 
plant, betreibt „Spionage“!   

Warum ist diese Frau
so unendlich neugierig?

Achtung: 
Spionage!

Kiffen bleibt strafbar
Weil es verboten ist!

Soll Kiffen in Dresden le-
gal werden? Das wollten die 
Dissidenten schon 2022. Der 
Stadtrat Max Aschenbach, 
der weiß wovon er spricht, 
hatte in einem Antrag ein 
„Modellprojekt zur legalen 
Abgabe von Cannabis“ ge-
fordert. Seine Meinung: Die 
Verfolgung von Kiffern ist 
„sinnfrei, nutzlos und schäd-
lich“. In der Tat kostet die Ver-
folgung von Cannabis-Usern 
den Staat jährlich viele Milli-
onen, beschäftigt Polizei und 
Justiz. Und die sind bekannt-
lich schon überlastet genug. 
Nicht überraschend war, 
dass die rechte Seite des 

Stadtrates den Vorschlag ab-
lehnte. Die CDU sagte „Es ist 
Unsinn, es ist Wahnsinn“. Die 
AfD blies ins selbe Horn, weil 
der „Antrag der Deserteure 
ein unerträglicher Angriff der 
Kifferlobby auf unsere Kinder 
ist“. Aber auch SPD und Grü-
ne haben sich teilweise ent-
halten, teilweise gegen den 
Antrag gestimmt. Verwunder-
lich, sind doch ihre Parteien 
in der Bundesregierung da-
bei Cannabis zu legalisieren. 
Der Antrag wurde abgelehnt. 
Damit ist er erstmal aus der 
Traum von der sauberen, 
kontrolliert angebauten Ha-
schischzigarette. 

Ein Bericht von
Stephanie Henkel, Piratin

Flucht und Vertreibung sind 
Themen, bei denen in Dres-
den traditionell die Wogen 
hoch schlagen. So auch ak-
tuell. Es geht um die Frage, 
wie die erwarteten ca. 1800 
Menschen, die Dresden 
(nach dem so genannten 
Königsteiner Schlüssel) in 
2023 zugewiesen werden, 
untergebracht werden sol-
len.
Dabei hat der Stadtrat nicht 
über das Für und Wider ei-
ner bestimmten Asylpolitik 

zu entscheiden, sondern 
lediglich Sorge zu tragen, 
dass Dresden seine gesetz-
lichen Verpflichtungen ein-
hält.  
Der Oberbürgermeister hat 
dafür dem Stadtrat einen 
Vorschlag unterbreitet, wie 
in ursprünglich elf Standor-
ten für Übergangswohnhei-
me diese Herausforderung 
zu meistern wäre. Die Al-
ternative wären Notunter-
künfte in Turnhallen oder in 
der Messe. In trauter Einig-

keit hat die rechte Seite des 
Stadtrates gemeinsam mit 
CDU und FDP dem Ober-
bürgermeister einen Strich 
durch die Rechnung ge-
macht.  
Standorte, wie in Weißig, 
wurden so lange madig ge-
macht, bis der OB sie aus 
seinem Vorschlag strich. 
Der wohlsituierte Elbhang 
beherbergt überhaupt keine 
Unterkunft. Dessen Auffor-
derung an die Ortschaften, 
eigene Vorschläge zu unter-

breiten bleibt ohne Wider-
hall. 
Sozialpolitiker Michael 
Schmelich ist sauer: „In ei-
ner unheiligen Allianz ver-
hindern rechte Ortschafts-
räte von CDU bis AFD die 
Aufnahme von Geflüchte-
ten. Wer auf Selbständigkeit 
pocht, muss auch Verant-
wortung übernehmen und 
nicht ständig der Landes-
hauptstadt inklusive dem 
Oberbürgermeister den 
Stinkefinger zeigen.“

Streit um Unterbringung   von Asylsuchenden

Populismus aus  dem Container

Ein Islamist attackiert ein 
Paar, ein Mann stirbt, einer 
überlebt schwerverletzt. Vie-
le denken: „Wie furchtbar.“ 
Andere denken: „Islamist? 
Schwules Pärchen? Das 
lässt sich ja richtig geil aus-
schlachten!“ 
So forderte die Dresdner 
FDP ein Mahnmal für die 

Opfer religiös, homophob 
und transphob motivierter 
Gewalt. 
Hätte jemand vor dem Rats-
beschluss mal mit dem 
Überlebenden gesprochen, 
hätte man gewusst, dass er 
nicht aufgrund seiner Sexu-
alität zum Märtyrer instru-
mentalisiert werden will. 

Da der Beschluss nun so 
nicht umgesetzt werden 
kann, liefert die Stadt eine 
Liste alternativer Wortgrup-
pen, die stattdessen auf das 
Mahnmal kommen können. 
So hat Dresden vielleicht 
bald eine tolle Plakette für 
>hier beliebigen Text einfü-
gen<. Hurra…

Manuel Wolf (Dissident, Pirat) 

Ein Mahnmal um des    Mahnmals Willen 

         Da wären 
die Beiräte, 

meist aufstrebende oder 
ausrangierte Parteikar-
rieristen, die im Stadbe-
zirksbeirat (noch) einmal 
Stadtrat und wichtig spie-
len dürfen. Ihre Redebei-
träge sind aufgeblasen, 
inhaltsleer und oft schlicht 
unerträgliches Gremienge-
wäsch. 
Da wäre der Stadtrat, der 
die beratenden Beschlüsse 
der SBRs für oder gegen 
dies oder das konsequent 
ignoriert, außer sie passen 

ihm sowieso in den Kram.
In diesem Falle sind dann 
plötzlich alle rührend nah 
am Bürger, der z.B. die Asyl
unterbringung in seinem 
Viertel „einfach ni“ will. 
Mit diesem Wissen wirkt 
eine Verwaltung umso be-
rechnender, wenn sie Bür-
gerinitiativen, Vereine und 
sonstige engagierte Tropfe 
mit ihren Anliegen zu den 
SBRs schickt, damit diese 
dort ohne Extraaufwand in 
Ruhe verenden können. 
Aber nicht nur als Versicke-
rungsanstalten eignen sich 

die Gremien hervorragend, 
sondern auch als Goldesel. 
Deckname Maßnahme im 
Rahmen der Aufgabenab-
grenzungsrichtlinie... 
Sorry, kurz weggenickt. 
Das heißt übersetzt: Die 
Stadtverwaltung soll einen 
Spielplatz bauen, Bäume 
pflanzen, Gehwege reparie-
ren, asphaltiert die Fläche 
aber lieber komplett, um 
dann beim SBR die Hand 
aufzuhalten, weil es sonst 
keinen Spielplatz, Baum 
oder Bordstein gibt und das 
wär doch schade.

Kämpft für Barrierefreiheit 
und Einfache Sprache: 

Marcel Robel (rechts)

Selbstvertretung

Der »maschinenlesbare 
Haushalt« entspringt einem 
Stadtratsbeschluss vom 
März 2022: Der Finanzhaus-
halt der Stadt ist »in ma-
schinenlesbarer Form zu 
veröffentlichen«. Deshalb 
gibt‘s hundert Seiten starke 
Word-Dokumente 
und den »Interak-
tiven Haushalt« im 
Web. Das kann aber 
niemand durch-
suchen. Für die 
Verwaltung heißt 
»maschinenlesbar« 
eben nur »für Men-
schen durchblätter-
bar«. Das ist leider 
falsch!
Die Daten sollen vollständig 
von Programmen analysiert 
werden können – und nicht 
von Menschen. Die Stadtver-

waltung kennt das und macht 
das bspw. schon im Themen-
stadtplan. Liegen die Rohda-
ten vor, können diese mittels 
Diagrammen und anderer 
Visualisierungen präsentiert 
und verglichen werden.
Diese Transparenz braucht 

es! Wenn alle voll-
ständig und auto-
matisiert auf die 
Daten zugreifen 
können, kann dein 
S t a d t t e i l v e r e i n 
leicht herausfin-
den, wieviele För-
dermittel bereit-
stehen. Du kannst 
schauen, ob Gelder 
für Fahrradbügel 

eingestellt sind. Oder wie-
viel Dirk Hilbert für seine Ur-
laubs- – pardon – Dienstrei-
sen ausgibt.

Daten lesen 
leicht gemacht

Analphabet
Waschmaschine

Charlotte Brock (Die PARTEI) zieht Bilanz
nach vier Jahren im SBR Neustadt

Post   von Brock

Jan Kossick, Pirat

Foto: Pexels/Anna Shvets
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Jan Donhauser
Bildung und Jugend, Sport

Annekatrin Klepsch
Kultur, Wissenschaft und 
Tourismus

Kristin Klaudia Kaufmann
Arbeit, Gesundheit, Sozia-
les und Wohnen

Stephan Kühn 
Stadtentwicklung, Bau, 
Verkehr, Liegenschaften

Eva Jähnigen
Umwelt und Klima, Recht 
und Ordnung

Jan Pratzka
Wirtschaft, Digitales, Per-
sonal und Sicherheit

Benoten Sie
ihre Beige-
ordneten!

Sachsenwetter, Juli 2035

Dick ist eine kleine Was-
serratte. Endlich ist es 
Sommer und er kann im 
kühlen Nass planschen 
gehen. Da bekommt 
der beleibte Lebemann 
Hunger auf Wurst. Der 
nächste Bratwurststand 

ist zum Glück gleich in 
der Nähe. Der dropsige 
Bonbonbunker lässt sich 
vom Bratwurstmann den 
Fleischschlauch in sein 
Badehosenbündchen 
stopfen, denn er hat seine 
Wursttasche vergessen. 

Besser mit Wurst

 Note: 

 Note: 

 Note: 

 Note: 

 Note: 

 Note: 

Kein Knast
für‘s Schwarzfahren!

Wer ohne Fahrschein in der 
Straßenbahn erwischt wird, 
muss 60 € als „erhöhtes Be-
förderungsentgelt“ zahlen. 
Das Strafgesetzbuch sagt zu-
dem: Man „erschleicht sich 
eine Leistung“. Aber wer ohne 
Fahrschein zusteigt, täuscht 
niemanden und überwindet 
auch keine Zugangssperren.
Wer seine Geldstrafe (ca. 20 
„Tagessätze“) nicht bezahlen 
kann, erhält eine „Ersatzfrei-
heitsstrafe“. Er fährt also so 
viele Tage in den Knast ein, 
wie er Tagessätze erhalten 

hat. Das schadet auch dem 
sächsischen Steuerzahler, 
der 140 € pro Tag & Haftplatz 
hinlegen muss, 2020/21 satte 
2,4 Mio €! 
Deshalb fordert DISSIDENT 
Schulte-Wissermann: „Die 
Dresdner Verkehrsbetriebe 
sollten keine Schwarzfahrer 
mehr anzeigen, denn 60 € sind 
Strafe genug!“ Und er steht 
nicht allein: Auch die deut-
schen Justizminister wollen 
den Paragraphen abschaffen! 
- Aber leider nicht die DVB.

Den ausgefüllten Notenzettel 
schicken Sie bitte an den 
Oberbürgermeister. Adresse:
Im Rathaus (ganz oben)
01001 Dresden

Ab 1.8.
verfügbar

39°
41°

43°

Das Wetter in Sachsen wird un-
gewöhnlich kühl für einen Juli. Die 
Temperaturen steigen auf Höchst-
werte von lediglich 43° im südli-
chen Sachsen. Es ist mit Stark-
regen-Gewittern im Verlauf des 
Abends zu rechnen. 

Ordnung ist sehr not-
wendig und beruhi-
gend. Deshalb hält sich 
die Stadt Dresden, ge-
nauer das Ordnungs-
amt eine „Besondere 
Einsatzgruppe“ (BEG). 
Die ist mit Reizgas, 
Hunden und „Multifunk-
tions-Rettungsstäben“ 
(Schlagstock) ausge-
rüstet und sehen wie 
richtig ausgebildete Po-
lizeibeamte aus - sind 
es aber nicht. 
Besucherinnen des Al-
aunparks kennen die 
Truppe von ihren Ein-
sätzen zur Terrorismus-
bekämpfung. 
Max Aschenbach meint: 
„Höchste Zeit für die 
Demilitarisierung der 
Knüppelmädels!“, und 
sie sollen darüber hi-
naus „im normalen 
Stadtordnungsdienst 
resozialisiert“ werden. 
Denn das staatliche Ge-
waltmonopol gehört in 
die Hände rechtsstaatli-
cher Profis.

Knüppel 
in den Sack

Der Nacksche
Nr. 1067
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